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Die - etMse Redhstassfitzmrs
Curtius über Genf

Die Dienstagfitzung des Reichstags» in der die große außen¬
politische Auseinandersetzung zwischen der Rechten und dem
Außenminister erwartet war , begann mit einer Sensation , die
picht nur den Verlauf dieser Sitzung, sondern auch den wei¬
teren Verlauf der parlamentarischen Arbeit überhaupt entschei¬
dend geändert hat.

Der nationalsozialistische Fraktionsführer StShr gab eine
SrirgSerklSruns ge,en den Reichstag ab, deren Bedeutung die
Nationalsozialisten dadurch äußerlich zu kennzeichnen suchten ,
daß sie sich von den Plätzen erhoben und stehend ihrem Führer
zuhörten. Stühr erklärte, mit den Beschlüssen der letzten Sit¬
zung zur Geschäftsordnung und zur Immunitätsfrage habe
der Reichstag die Verfassung verletzt. Die Nationalsozialisten
würden sich aus diesem Young-Neichstag entfernen und den
Kampf für ihre Ziele außerhalb des Parlaments im Volke
weiterführen. Sie behielten sich allerdings vor. dann in den
Reichstag zurückzukehren, wenn es gelte, „besonders tückische
Angriffe" des Parlaments gegen das Volk abzuwehren . Aus
dieser Kampfansage, die von der Mehrheit mit ironischem Bei¬
fall begrüßt wurde, haben die Nationalsozialisten sogleich die
Konsequenzgezogen, daß sie ihre Ämter im Reichstagsvorstand
und ihre Ausschußsitze aufgrgrben haben. Es mutz also auch
für den ausscheideuden Vizepräsidenten Stöhr eine Neuwahl
vorgenommen werden.

Als die Nationalsozialisten mit Heil -Rufen de» Saal ver¬
laßen hatten , gab für die Deutschnationalen der Abg. von
Kreytagh-Loringhoven eine scharf gehaltene Protesterklärung
ab. Die Deutschnationalen wollen zwar nicht wie die Ratio -
nalsozialisten den Reichstagsverhandlungen dauernd fernblei -
beu, aber sie machen die außenpolitische Aussprache nicht mit .
Dem Auszug der beiden Fraktionen schloß sich mit drei Gesin¬
nungsgenossen noch der Landvolkabgeordnete vr V. Wendt¬
hansen an . Für die Kommunisten erklärte der Abg . Stöcker,
daß sie das Komödienspiel der Rechten nicht mitmacheu, son¬
dern innerhalb des Reichstages ihren Kampf gegen das heu¬
tige System fortsetzen würden .

Reichsaußenminister WE Curtius hielt seine große außen¬
politische Rede nunmehr vor einem Auditorium , das zwar durch
die Entblößung des rechten Flügels kleiner als sonst , aber aus
demselben Grunde auch viel ruhiger als sonst war . Sein Be¬
richt über die gesamte politische Situation und die sich daraus
ergebenden Möglichkeiten für eine am ehrlichenVerständigungs¬
willen festhaltende deutsche Außenpolitik wurde wiederholt durch
Zustimmungskundgebungen unterbrochen und fand am Schluß
lebhaften Beifall . Die Rede wurde — und das kam auch in der
folgenden Debatte zum Ausdruck — als die sachliche Darlegung
eines klugen Staatsmannes gewürdigt , der bei der tatkräftigen
Verfolgung der deutschen Forderungen sich nicht durch ein bil¬
liges Popularitätsbedürfnis beeinflussen läßt .

Diese Anerkennung wurde dem Minister von den drei Red¬
nern gezollt, die am Dienstag zum Wort kamen; es waren die
Abgeordneten Stampfer (Soz . ) , Dr. Kaas (Ztr .) , und Dauch
(DVP .) . Schärfer noch, als es der Minister in seiner expo¬
nierten Stellung tun konnte, betonten diese innerpolitisch so
scharf getrennten Parteimänner das einheitliche Verlangen des
Keuschen Volkes nach endlicher Erfüllung der Verpflichtungen ,die unsere Versailler Vertragspartner in der Abrüstungsfrage ,in den Fragen des Minderheitenschutzes und auch für eine er¬
trägliche Lösung des Reparationsproblems übernommen haben.Die Aussprache, die sich bisher in selten ruhiger und sach¬
licher Form abwickelte , wird an, beutigen Mittwoch, 3 Uhr, fort¬
gesetzt werden.

Me SlPbettSmarkttase im Reith
4894000 Arbeitslose

Nach dem Bericht der Reichsanstalt ist in der zweiten Hälftedes Monats Januar das in dieser Jahreszeit zu erwartende
Absinken des Beschäftigungsgrades erheblich langsamer vor
sich gegangen, als im Verlauf des Winters bisher . Während
-wischen Anfang und Mitte Januar die Zahl der von den
Arbeitsämtern gemeldeten Arbeitslosen noch um rund 384 000
»»genommen hatte, hat sich der Stand von Mitte bis Ende
Januar nunmehr um rund 129 000 erhöht.

Im Vergleich hiermit ist die Zunahme in der Belast««» der
bei den versicherungsmäßigen Unterstützungseinrichtungen zwi¬
schen den beiden letzten Stichtagen noch stärker gewesen. Sie
betrug rund 228 000. In der Arbeitsloseuverficher«»« allein
wurden am 81 . Januar rund 2555 000 , in der Kriseufürsvrgerund 8t1000 Hauptunterstützungsempfänger gezählt. Bonder
Zunahme entfallen rund 156 000 auf die Arbeitslosenversiche¬
rung . rund 72000 auf die Krisenfürsorge . Die Zahl der Ar¬
beitslosen wurde am 31. Januar bei den Arbeitsämtern mit
rund 4 894 000 ermittelt . Die Zunahme gegenüber Mitte Ja -
vuar beläuft sich auf rund 129000 oder 2,7 Prozent , und ver¬teilt sich auf die Außenberufe mit rund 68 000 oder 3,8 Pro -
§ent, di« übrigen Berufsgruppen mit rund 61000 oder 2,2
Prozent .

Die Einzelbewegungen, aus denen dieses Gesamtergebnis
hervorgeht, waren im Berichtsabschnitt besonders vielfältig , so«aß «ine zusammenfaffende Beurteilung kaum möglich ist.

Ohne Immunität — 150 Strafverfahren . Die Staatsanwalt¬
schaften der deutschen Länder haben der „Boss. Zig ." zufolgebereits damit begonnen, die durch den Beschluß des Reichstagesüber die Jmmunitätsaufhebung möglich gewordenen Strafver¬fahren durchzuführen. Die Hauptarbeitslaft entfällt auf die
preußischen Staatsanwaltschaften , die etwa 150 Strafvcrfah -
ten gegen Abgeordnete durchzuführen, haben ; davon rammen
Mehrere Dutzend Verfahren allein auf Berlin .

Letzte Nachrichten
M dem Älrrszrrs dev KeMerr

Stärkung der Position der Regierung
L4 . Berlin , 11 . Febr . (Priv .-Tel .) Di« gestrige « B«r-

gänge im Reichstag werden als eine Stärkung der Re -
gierungspositioa «ud als ein entscheidender Sieg
des Kabinetts Brüning angesehen. Der gestrige
Auszug her Ratiaualfazialiste » und der
Deutschnationalen erregte zuerst etwas Verblüffung ,
weil eS sich um eine Überraschung handelte. Dann jedoch wur¬
de« die Borgänge als eine Entlastung empfunden, wie »ieS
auch der ReichstagSpräsident L ö b e i« einem ironisch gefärb¬
te« Rachruf für die Scheideuden und später noch Prälat
KaaS vom Zentrum zum Ausdruck brachten.

Inzwischen hat man erfahren , daß auch die Deutsch ,
nationalen erst im letzten Augenblick von dem Borgehender Nationalsozialisten Kenntnis erhielten und dann hastigihre Erklärung aufsetzten, um den Anschluß nicht zu ver¬
säumen . Dasselbe gilt von den vier Vertretern des Landvolks,während die Mehrheit dieser Gruppe im Saal blieb. Voraus¬
sichtlich wird dies noch ein Nachspiel haben» da am Sonntagder Parteivorstaud des Landvolks tagt und ihm angesichts der
Osthilfe, die gerade für seine Wähler besonders wichtig ist. die¬
ser Vorfall nicht angenehm sein kann. . Die Deutschnationalenhaben dann nach ihrem Auszug eine Fraktionssitzun« abgehal¬ten, in der es sehr lebhaft zugegangen zu sein scheint . Manwar durchaus nicht einmütig der Ansicht , daß die Aktion glück¬
lich war . Auch Herr Hugenberg soll zu denjenigen gehören,die sie nicht gebilligt haben. Die Deutschnationalen werdenentweder heute oder nach Abschluß der außenpolitischen Debatteim Saal wieder erscheinen . In politischen Kreisen glaubt man ,daß sie jetzt sogar eine leise Schwenkung vornehmen werden,um wieder etwas mehr Anschluß an die Regierung zu ge¬winnen und den - Sozialdenwkraten das Feld nicht ganz zuüberlassen.

Angeblich sollen auch innerhalb der NationalsozialistischenFraktion die Meinungen über die Zweckmäßigkeit des Vorge¬hens geteilt sein. Trotzdem Stöhr sein Amt als Vizepräsidentdes Reichstags niedergelegt hat — sein Nachfolgerwird voraus¬
sichtlich der Volksparteiler von Kardorff —, ist er heute dochwieder im Reichstag erschienen , um sozusagen als Verbin¬
dungsmann die Geschäfte der Fraktion weiterzuführen . Seine
Parteigenossen legten ihre Ämter als Vorsitzende von vier
Ausschüssen nicht nieder, sind jedoch zu den heutigen Aus¬
schußsitzungen . ebensowenig wie die deutschnationalen Mitglie¬der, erschienen. Die Vorsitzenden der Ausschüsse haben das
Recht der Einberufung und können deswegen einen Druck aus¬üben. Doch wird heute schon, um Mißbräuchen vorzubeugen,eine Abänderung der Geschäftsordnung angeregt . Bemerkens¬
wert ist auch »die Haltung der Rechtspresse . Selbst Zeitungen ,die weit rechts stehen , wie die „Berliner Börsenzeitnng "

, verur¬
teilen auf das schärfste den Auszug der Rechten , mit der Be¬
gründung , daß die Nechtsopposition damit nur das parlamen¬
tarische System gestärkt habe. Diese Blätter haben sich auch
nicht dem Beschluß gefügt, die Berichterstattung über den
Reichstag einzustellen. Auch die „Deutsche Zeitung " des Herrnvon Freytag -Loringhoven kündigt an , daß sie auf die Rede des
Reichsaußenministers noch zurückkommen werde.

Die Plenarsitzung des Reichstags beginnt heute
wieder um S Uhr nachmittags. Die außenpolitische
Aussprache soll heute möglichst abgeschlossen
werden.

Die Sfthttfe
Ick . Berlin , 11. Fedr . (Tel.) Wie wir erfahren , wird

daS Reichskabinett noch in dieser Woche die Ost -
Hilfe , die voraussichtlich auS drei Gesetzentwürfen besteht,
zum Abschluß bringen» so daß die Entwürfe dem
RetchSrat und dem Reichstag zugrleitrt werden
könne «.

Soovdse m de« ftfeffitttttmtwett
im ReirhStag

WTB . New York, 11 . Febr . (Tel .) Der frühere Präsident
Coolibge bemerkt heute in seinem täglichen Sonderartikel in
der Gerald Tribüne " u . a . : Alle , die dem deutschen Volk Gu¬
tes wünschen , sehen ihren Glauben gerechtfertigt durch die
Unterstützung, die Reichskanzler Brüning im Reichstag erhielt .
Diese Unterstützung bringt Deutschlands Tadler zum Schwei¬
gen und stärkt die Hände seiner Freunde . Gleichzeitig ver¬
liert in Frankreich die Opposition gegen die Gewährung von
Krediten an Deutschland und gegen die Fortsetzung der Ver¬
ständigungspolitik an Boden.

Die Zentrumsfraktion des Reichstags wählte am Dienstag¬abend zum 1 . Vorsitzenden den Abg . Perlitin », zu stellvertre¬tenden Vorsitzenden die Abg . Esser und Erst«, .
Zu der Angelegenheit de» FlaggenwechsrlS auf dem Dampfer

„Vogtland " nimmt das RrichSvrrkehrSministerium Stellungund verurteilt es vom nationalen Standpunkt aus auf das
schärfste , daß eine Hamburger Reederei einen Flaggenwechselvornimmt , um sich der deutschen Steuergesetzgebung und den
Pflichten der deutschen Sozialgesetzgebung zu entziehen.

♦Btt Exodus
dev Keibtsvavtelen

Als sich im Verlauf der mannigfachenErörterungen und
Besprechungen nach der Reichstagswahl vom 14. Septem¬
ber herausgestellt hatte, daß Neuwahlen in Preußen , die
ja zugleich die Verabschiedungder bisher regierenden Koa¬
lition bedeutet hätten , nicht stattfinden würden, blieb für
die Rechtsopposition nur die Wahl zwischen zwei Möglich-
ketten übrig : entweder sie paßte sich den Argumenten der
Gegenseite an und versuchten durch Unterstützung der Po¬
litik des Reichskabinetts Einfluß auf die Gestaltung des
deutschen Geschicks zu gewinnen, oder sie bezog Opposi¬
tionsstellung . Daß bei der Veranlagung der Nationalsozta-
listen und angesichts ihrer ganzen Entwicklungsgeschichte
diese Opposition nur eine aggressive sein würde, konnte
man sich denken .

Alles, was sich seither abgespielt hat, ist nichts anderes,als der Ausdruck dieser oppositionelle« Kampftaktik. Dem
Nationalsozialismus und den Deutschnationalenunter Hu-
genbergs Führung kommt es gar nicht darauf an, sich
überzeugen zu lassen. Sie wollen das Gute, das doch auch
nach Maßgabe ihrer eigenen Forderungen die Politik des
Reichskabinetts bringt , nicht anerkennen, sie befehden ein
„System ", das sie das „marxistische" nennen, und verspre¬
chen sich von dieser konsequenten Haltung neue Erfolge
bei der Wählerschaft.

Würde der Reichskanzlerdie preußische Koalition haben
opfern können, dann würde seine Politik , wie er sie bis
jetzt getrieben hat , in der nationalsozialistischen Presse eine
ganz andere, und zwar viel bessere Zensur erhalten. Da in
Preußen aber in den Koalitionsverhältnissen alles beim
Alten geblieben ist, muß nach nationalsozialistischer Pole¬
mik diese Politik Brünings fehlerhaft sein. Begründet istein solches Urteil nicht . Denn das, was Dr. Brüning bis »
jetzt positiv geleistet hat, ist so geartet, daß auch kein ande-
rer Staatsmann an seiner Stelle viel Anderes und Besse¬
res hätte leisten können.

Aber wie gesagt : der Rechtsopposition kommt es gar
nicht auf die Würdigung sachlicher Einzelmomentean , sie
wollen das beseitigen, was sie das „marxistische Regime"
nennen , und bekämpfen deshalb einen jeden , der dieses Re¬
gime faktisch oder scheinbar unterstützt. Aus der national¬
sozialistischen Presse geht immer wieder ganz klar hervor,
daß diese Partei gar nicht abgeneigt wäre, mit dem Zen¬
trum zusammen Politik zu machen, wenn das Zentrum in
Preußen die Koalition mit der Sozialdemokratie aufheben
würde .

Die Tatsache, daß der Reichskanzler De Brüning und mit
ihm sein Kabinett unbeirrt den einmal eingeschlagenen Weg
weitergegangen sind und auch heute noch weitergehen, war
für die Rechtsopposition ein Anlaß zu Angriffen, die mit
jedem Tage leidenschaftlicher wurden . Diese Angriffstaktik
führte im Reichstag zu ganz bestimmten Änderungen der
Geschäftsordnung . Diese Reform der Geschäftsordnung ist
nun gelegentlich der Beratung des Auswärtigen Etats
von den Nationalsozialisten und den Deutschnationalen
mit dem Auszug aus dem Reichstag beantwortet worden.
Natürlich sprach dabei auch die Enttäuschungdarüber mit,
daß es nach Lage der Dinge aussichtslos erscheinen mußte,
den Minister , den die Rechtsopposition mit am schärfsten
bekämpfte, den Reichsaußenminister Dr. Curtius , durch ein
Mißtrauensvotum zu Fall zu bringen.

Nach der letzten Genfer Tagung lag zu einem solchen
Mißtrauensvotum nach Ansicht der Mehrheit des Reichs¬
tags keine Veranlassung vor. Und auch der gestrigen Rede
des Außenministers hat die Mehrheit des Parlaments im

! wesentlichen zugestimmt.
Wie es scheint , werden sich die Nationalsozialisten an

den Arbeiten des Reichstags im Plenum überhaupt nicht
mehr beteiligen ; sie haben demgemäß auch ihren ersten
Vizepräsidenten zurückgezogen . Ob die Deutschnationalen
diese Taktik mitmachen werden, wird bezweifelt . Von der
Laudvolkfraktio« haben gestern nur 4 Abgeordnete den
Exodus mitgemacht. Da das Parlament sich ja schon in
nächster Zeit mit dem Osthilfeprogramm zu befassen haben
wird , wäre ja auch ein Fottbleiben der Landvolkfraktion
wenig angebracht.

Die Abwesenheit der Nationalsozialisten wird sicherlich
die Erledigung der Geschäfte im Reichstag erleichtern .
Aber andererseits werden die Gegensätze nunmehr noch
weiter verschärft werden. Zumal die Nationalsozialisten
bereits erklären ließen, daß sie jetzt ihre ganze Kraft auf

Mit der Beilage : Amtliche Niederschrift über die 14. öffentliche Sitzung der Berhandlnngen des Badischen Landtags



die Agitati « , i« Lande werfen woLen. Daß bei dieser zu~ tteuer HitzeTenWchten
' AFitMön" für die VersohnMg der'

Gegensätze wenig Gutes herauskommen wird , kann man
sich von vornherein sagen . Jedenfalls sind die Aufgaben
der Landesregierungen durch alle diese Vorgänge gewiß
nidjt kleiner geworden. Und man wird weiter mit ernster

. Sorge der politischen Entwicklung der nächsten Zeit ent¬
gegenzusehen haben. Diese Sorge vermag nichts an der
Erkenntnis zu ändern , daß ReichskanzlerÖr. Brüning mit
seiner Politik auf dem rechte« Wege ist. und daß es für
uns alle besser wäre, wenn er bei der Durchführung dieser
Politik die verständnisvolle Mitarbeit möglichst aller
Schichten unseres Volkes fände.

SteWfcte* Larrdtas
(20 . Sitzung .)

DZ . Karlsruhe , 10. Febr . 1931.
Auf der Tagesordnung steht zunächst der Bericht des
Abg. Di LerrS (Stpt . ) über die Mandatsnachfolge des ver¬

storbenen Abg . Habermehl . Für ihn zieht Verlagsleiter Dl
Brühler , Freiburg , neu in das Haus ein. Das Haus nimmtdavon Kenntnis .

Abg . Di Brühler wird vom Präsidenten begrüßt .Die Beratung wendet sich dann dem nationalsozialistischenAntrag betreffend
Aufhebung des Versailler Vertrages

zu.
Abg . Dr. Leers (Stp .) führt in einer scharfen Polemik gegendie Nationalsozialisten aus , alle Parteien von rechts bis links

empfänden die Schwere des Versailler Diktats . In diesen Din¬
gen sei er aber der Meinung : Immer daran denken , nicht da¬von reden ! Mit sich selbst zu Rat gehen und Mitarbeiten ! Wer¬
fen wir den Blick zurück auf die Zeit der Nationalversamm¬lung . Niemand konnte wissen , ob das Ja oder Nein der richtigeWeg gewesen wäre , da das deutsche Schicksal auf des MessersSchneide stand. Das möchte ich betonen , daß wir das von den
Männern von 1919 uns aneignen wollen : daß wir diejenigen,die dem Friedensvertrag zustimmten, nicht als schlechte Deutschehinstellen. (Lebhafte Zustimmung bei der Mehrheit ) . Der Red¬ner nimmt den Außenminister Dr. Curtius gegen die von na¬
tionalsozialistischer Seite gemachten Angriffe in Schutz und
schließt : „ Unsere außenpolitischen Ziele sind uns alle gemein¬sam. Es ist aber ein Frevel , wenn Sie (die Nationalsozialisten )
so tun , ob Sie ein Vorrecht darauf hätten .

"
Abg . Ewald vom Evangelischen Volksdienst begrüßt den na¬

tionalsozialistischen Antrag und beklagt, daß unsere Jugend zuwenig über die nationalen Belange aufgeklärt sei.
Abg . Hilbert (Bauernp .) erwartet von der Reichsregierungeinen Schritt im Sinne der Vertragsrevision ; dafür sei jetzt der

günstigste Zeitpunkt . Der Redner wendet sich gegen die Agita¬tion des Nationalsozialisten Kunze, der dazu ausgefordert habe,die Spargelder nach der Schweiz zu bringen . Dadurch sei der
Wirtschaft, zumal am Oberrhein , schwerer Schaden zugefügtworden.

Abg . Dr Schmitthenner (Dntl .) warnt davor, die nationale
Bewegung in Deutschland für kindlich zu nehmen, wo sie dochäußerst heftig geworden sei. Man müsse immer so laut wie
möglich vom Versailler Diktat reden.

Abg . Klausmann (Komm.) führt aus , nur die revolutionäre
Tat werde die Befreiung bringen . Damit ist die Rednerliste er¬
schöpft.

Recht lebhaft wird es im Hause, als der »• Abg . Köhler (Nat .-Soz .) das Schlußwort hält . Ein Teil seiner
Ausführungen stoßen auf heftigen Widerspruch.

Abg . Eggler (Zentr .) meint , man sollte die Debatte wieder
aufnehmen , um dem Abg . Köhler, der den Rahmen des Schluß¬wortes überschritten habe, entgegnen zu können.Dem tritt der Abg . Dr. Mattes (D . Vp.) mit der Bemerkung
entgegen, diese Aussprache hätte gezeigt, daß der Landtag zur
Behandlung solcher Fragen der ungeeignetste Ort sei.

Das Haus schreitet dann auch zur
Abstimmung.

Der Ausschutzantrag, den nationalsozialistischen Antrag durchdie wiederholten Erklärungen der Regierung als erledigt z«
erklären , wird mit allen gegen die Stimmen der Nationalsozia¬
listen , Deutschnationalen , des Volksparteilers Bauer , des Evan¬
gelischen Volksdienstes und des Bauernparteilers Schmidt-Bret .ten angenommen, während sich die Kommunisten und Wirt¬
schaftsparteiler der Stimme enthalten .

Es folgt der Bericht des Abg . Dr. Hoffmann (Zentr . ) über
das Gesuch des Badischen Städteverbandes und des BadischenStädtebundes betreffend Mitwirkung der Gemeinden bei der
Gesetzgebung .

Der Rechtspflegeausschuß empfiehlt Überweisung an die Re¬
gierung zur Kenntnisnahme .

Das Haus stimmt ohne Aussprache zu.
Abg . Dr. Retzbach (Zentr . ) berichtet über die Eingabe der In¬

teressengemeinschaftder Arbeiter des Zollausschlußgebietes im
Amtsbezirk Waldshut , worin die Aufnahme der in der Grenz¬
zone wohnender Arbeiter in die Arbeitslosenversicherung u . a.
gewünscht wird.

Auch hier beschließt das Haus antragsgemäß Überweisung zur
Kenntnisnahme .

Es folgt die Erledigung von
Interpellationen .

Abg . Bock (Komm.) begründet die Förmliche Anfrage gegendas
Verbot der Mannheimer „Arbeiterzeitung ".

Das Blatt war wegen eines Artikels, der sich gegen den Reichs -
sinanzminister Dietrich anläßlich seiner Stuttgarter Rede rich¬tete und von „wahnwitzigen, verbrecherischen Plänen " sprach ,auf 14 Tage verboten worden . Diese Maßnahme hält der Red¬ner für ungerechtfertigt, da Dietrich auch anderwärts eine ähn¬
liche scharfe Kritik erfahren habe. Er zieht sich im Verlauf sei¬ner Ausführungen einen Ordnungsruf zu .

Oberregierungsrat Dr. Schühly erwidert , daß das Verbot aufGrund des Republikschutzgesetzes erfolgt sei , da der Artikel eine
schwere Beschimpfungeines Mitgliedes der Reichsregierung ent¬
hält .

Abg . Böning (Komm . ) begründet eine Förmliche Anfrage , diedie Auflösung einer Sonnenwendfeier der proletarischen Frei¬denker in Freiburg am 18. Januar zum Gegenstand hat.Oberregierungsrat Dr. Schühly gibt die Antwort der Regie-
rung . Die Aufführung des Stückes „Der leibhaftige Gott " war
auf Grund des Gotteslästerungsparagraphen von der Polizei¬direktion Freiburg verboten worden. Da man am 18 . Januardem überwachenden Polizeibeamten den Zutritt zum Versamm¬lungslokal verweigert hat , war damit ohne weiteres der Auf¬lösungsgrund gegeben .

Zum Schluß erteilt das Plenum mit allen gegen 10 Stimmen
(Kommunisten, Nationalsozialisten und Teutschnationals )

' die

Ermächtigung, zur Str »f»ers»lg»ng her Mannheimer „Arbeiter¬
zeitung" wegrnBetribigung desLandtages . .Um 7 Uhr wird die Sitzung abgebrochen. Nächste Sitzung' Mittwoch votm . 9 Uhr. , -

*
(21: Sitzung ) . . .

DZ . Karlsruhe , 11. Febr .
Nach Eintritt in die Tagesordnung berichtet Abg . Heinz¬mann (Zentr .) über den kommunistischen Antrag auf Auf¬

hebung des
Anbauverbotes für die Amerikanerrebe "

Dazu hatte die Staatspartei folgende -
Entschließung -

eingebracht: ' -
„Der Landtag ist der Auffassung, daß die Erhaltung und

die Ausbesserung von Hhbridenanlagen im bisherigen Umfang
zur Verwertung als Haustrunk solange gestattet sein sollte , bis
Ersatzreben in genügender Menge für Hybriden zur Verfügung
gestellt werden können; er ersucht die Regierung , für Beschaf¬
fung von Erfatzreben möglichst große Mittel aufzuwenden und
um erhöhte Reichszuschüsse hierfür nachzusuchen "

Der Rechtspflegeausschuß empfiehlt die Annahme hieser Ent¬
schließung , womit der kommunistische Antrag erledigt wäre .

Abg . Bock (Komm. ) setzt sich nachrücklich für seinen Antragein.
. Staatspräsident «nd Innenminister Wittemann

erklärt :
Die Länder sind verpflichtet, die Reichsgesetze auszusühren .Dazu gehört auch die Bekämpfung der Reblaus . Die Behaup¬

tung des Abg . Bock , daß es sich dabei um einen Kampf desEdelweinbaues , der Großen gegen die Kleinen handle, ist un¬
zutreffend . Die Amerikanerrebe bedeutet in der Tat eine
schwere Gefahr für den deutschen Weinbau . Sehr viele kleineLeute haben sie ursprünglich zum Zwecke des Haüstrunks an¬
gebaut . Man ist aber über dieses Bestreben längst hinaus¬
gegangen und hat das Erträgnis für den Handel benützt. Da¬
gegen mußte eingeschritten werden, und von Badens Regierungwurden denn auch energische Maßnahmen verlangt . Die Bei¬
behaltung des nachgiebigen Standpunktes hätte die Sperrungder für den Weinbau und die Umstellung der Amerikanerrebe
vorgesehenen Mittel zur Folge gehabt. Wir mußten eine
loyale Erklärung abgeben.

Man vergesse nicht , daß von 300 000 TM letztes Jahr der
größte Teil bereits angewiesen ist, um den Umbau der Ame¬rikanerrebe in eine andere Rebsorte zu ermöglichen. Es ist nichtso, daß die Rebbauern jetzt auf einmal die Amerikanerrebe
herausreißen müssen . Es werden bis zu 3900 JM proHektar Entschädigung aus Reichsmitteln gegeben und dieRegierung hat Musteranlagen in großem Umfange geschaffen ,wo Reben erzeugt werden sollen, die nicht gefährlich und voneiner gewissen regelrechten Ergiebigkeit sind , und die die Ame¬rikanerrebe ersetzen sollen .

Die Versuche sind schon weit gediehen und aussichtsreich. Inetwa 4—5 Jahren dürfte der Umbau beendet sein. Die Re¬gierung wird im Sinne des Antrags auch weiterhin im Inter¬esse der badischen Belange tätig sein .
Abg . Hagin (Wirtsch.- u . Bauernp . ) begründet einen vonseinen Freunden eingebrachten Antrag , die Regierung wolle beider Reichsregierung auf eine Änderung des Reblausgesetzeshinwirken, die den Anbau der Amerikanerrebe in bestimmtenGebieten gestattet. Der Redner schildert seine Erfahrungenals praktischer Winzer , bemängelt die bisherigen wissenschaft¬lichen Unterlagen zur Förderung des Weinbaues und verliesteine Eingabe der betroffenen Gemeinden am Oberrhein . DieRegierung verdiene für ihre Haltung Dank.
Abg . Kurz (Sozdem . ) meint , man sollte die Erklärung desMinisters im Wortlaut den Rebbauern bekannt geben, dannwürde sich die draußen herrschende Erregung zweifellos legen.Abg . Wcißmann (« ozdem . ) hält die von der Reichsregierungzugesagte Entschädigung für das Wichtigste . Die Regierunghatte eine harte Nuß zu knacken.
Abg . Kühn (Zentr . ) führt aus , es hätte der Sache mehr ge¬dient, wenn die Antragsteller im Ausschuß vertreten gewesenwären . (Erregte Zurufe der Kommunisten. Abg . Lechleiterwird vom Vizepräsidenten Maier zweimal zur Ordnung ge-Redner stellt fest, daß es sich um eine speziellbadische Frage handle und die Erbitterung in Berlin nichtunbeachtet bleiben dürfe .
Abg . Rösch (Sozdem . ) macht darauf aufmerksam, daß inseiner Gegend (Lörrach) nicht nur Rebbauern , sondern zueinem großen Teil Arbeiter die Amerikanerrebe führen . Mitder heutigen Regierungserklärung könne man zufrieden sein.Mre Strautzwirtschaften möge man künftig bis zum 15. Aprilerlauben .

, Abg . Berggötz (Ev. Volksd . ) vertritt die Auffassung, dah voneiner ernsten Schädigung des Edelweinbaues durch die Ameri-kanerrebe nicht die Rede sein kann. Die Regierung mögeaues aufbreten , damit der Anbau dieser Rebe auch weiterhingestattet würde.
Abg . Dr. Leers (Staatsp . ) findet es merkwürdig, daß mannur von den Haustrunkbesitzern spricht , nicht aber von denMelen kleinen Rebbauern im Lande, die verkaufen wollen.Es fet furchtbar schwor, den richtigen Mittelweg zu finden,

streuen
""^ &en Leuten draußen keinen Sand in die Augen

„Lbg . Bauer (D . Vp ) meint , nach der Erklärung des Mini¬sters sollten , keine Akitrage mehr gestellt werden, um nichtdraußen falsche Hoffnungen zu erwecken .
BauernMrtefle ^ zÜ

^ " " " ^ --Natl .) stimmt dem Antrag der
Der Ausschußantrag wird mit allen gegen 5 kommunistischeStimmen bei 12 Stimmenthaltungen (Wirtsch . - u . Bauern -Pa’'*ei' Ebang. Volksdienst, Nationalsozialisten und Deutsch -natwnale ) angenommen, der Antrag Hagin mit allen gegen19 Stimmen für erledigt erklärt .

(Sozdem.) erstattet Bericht über den AntragGraf - Achern (Zentr .) betr .
Zugabeverbot beim Warenverkauf

Bauernp
*

)
^ " Zusatzantrag des Abg . Spielmann Wirtsch .- u.

L-er mewispsiegeausicvu« beantragt , dem Antrag Graf infolgender Fassung zuzust.mmen : „Die Regierung wird ersucht ,bei der gesetzlichen Regelung des Zugabewesens alsbald eineLosung anzustreben , die zur Stützung des Einzelhandels einewirksame Bekämpfung gegebener Mißstände ermöglicht, an¬dererseits aber erhebliche Schädigungen heimischer Industrie¬zweige vermeidet."
Abg . Graf - Achern (Zentr .) führt zur Begründung seinesAntrages eine Reihe von Beispielen an , um die Auswüchseim Zugabewesen zu beleuchten. Verschiedene Handelskam.mern und andere Organisationen wünschten ein allgemeinesVerbot des Zugabewesens.
Abg . Spielmann (Wirtschafisp.) wendet sich gegen die

Übervorteilung des Publikums , wie sie mit dem Zugabewe¬sen verbunden sei. Dagegen müsse endlich ganze Arbeit ge¬macht werden.
Abg . Köhler (Nat .-Soz .) weist darauf hin, daß unter dem

Zugabewesen besonders die Spezialgeschäfte leiden. Von

>Negierungsseite müsse durch ein energisches Mrböt diesesUnwesen gesteuert werden * ' *
, - Das Wort wird weiter , nicht verlangt und darauf der %schußantrag angennmme«, wobei fich die Kommu^ l»- ,Stimme enthalten .

Aenderung der Geschäftsordnung '
Es folgt der Bericht des Abg . Rösch (Sozdem. ) über die An»träge Dr. Mattes (D. Vp.) und Dr. Baumgartner (Zentr . ) . zuGeschäftsordnung. . ,Der Geschäftsordnungsausschuh stellt folgenden Antrag :' der Landtag wolle , beschließen : ,I . In 8 der Geschäftsordnung für den Badischen Land,tag wird eingefügl :
„2. Anträge und Anfragen , die Gebiete behandeln , die nichtzur Zuständigkeit der badischen Landesgesetzgebung oder Ver-waltung gehören, sollen nur danil beraten ' werden, wenn sj,die Stellungnahme der badischen Regierung entweder „nReichörat zu einer , Gesetzesvorlage oder zu einem vom Reichs»tag beschlossenen Gesetz oder in einem zur Beratung von Fra»

gen der Reichsgesetzgebung und Reichsverwaltung eingesetzten
Ausschuß oder besondere Interessen der badischen Bevölkerungoder des badischen Staates beireffen . Über die Zulassung
entscheidet zunächst der Präsident des Landtags . Wenn der
Antragsteller oder Anfrager mit der Entscheidung des Präsi¬denten nicht einverstanden ist , so entscheidet der Vertrauens¬
männerausschuß .

3 . Ebenso ist der Präsident des Landtags berechtigt, An»
träge an den Landtag oder Anfragen an die Regierung , die
einen osfentsichtlich beleidigenden Charakter tragen oder nach
Inhalt oder . Form zur Behandlung nicht geeignet sind, von
sich aus zurückzuweisen. Gegen die Entscheidung des Präsi »
denten ist die Berufung an den Bertrauensmännerausschuß
innerhalb zweier Wochen seit Bekanntgabe der Entscheidung
an die Antragsteller oder Anfrager zulässig; sie kann sowohl
seitens der Anfrager oder der Antragsteller als auch seitens
anderer Abgeordneten eingelegt werden. Die Berufung mußin jedem Fall von mindestens drei Abgeordneten unterzeich,
net sein .

4. Die Entscheidung des Vertrauensmännerausschusses in
den Fällen der Ziffern 2 und 3 ist endgültig .

"
II . Die bisherige Ziffer 2 des 8 31 der Geschäftsordnungwird Ziffer 5 . . . .Abg . Dr. Mattes (D . Vp .) führt zur Begründung seines An¬

trages u . a. aus , daß der Landtag bisher zu einem Großteil
Fragen behandelt habe, deren Erörterung ini Schoße des Lan-
desparlaments sinn- und zwecklos gewesen sei . Dieser Zustand
sei nicht haltbar , wenn das Ansehen des Landtages gewahrtund die Forderungen der Sparsamkeit erfüllt werden sollen .Wir müssen deshalb daran gehen , eine Auswahl der Stoff »
menge zu treffen , die wir bisher wahllos erledigt haben . Wir
wollen eine Rationalisierung unserer Arbeit und die sofortige
praktische Anwendung der heute beschlossenen Maßnahmen .

Abg . Seubert (Zentr . ) meint als Antragsteller , der Landtag
müsse von unnötiger Arbeit befreit werden.

Vizepräsident Maier schlägt eine Kontingentierung der
Redezeit auf 10 Minuten vor ; das Haus stimmt zu. (Heftiger
Protest auf seiten der Kommunisten und Nationalsozialisten .Die kommunistischen Abg . Frau Langeudorf und Böning wer«
den zur Ordnung gerufen .)

Abg . Bock (Komm. ) wendet sich in scharfer Weise gegen die
„Maulkorbbeftimmnngen " .

Abg . Frau Richter (D . -Natl . ) verliest eine Erklärung , der-
zufolge die Deutfchnationalen die Vorschläge zur Geschäfts¬ordnung ablehnen, weil sie die Gefahr in '

sich trügen , die Op¬position in ihrer Bewegungsfreiheit zu hemmen.
Abg . Köhler (Nat .-Soz .) bekämpft gleichfalls die verschärfteGeschäftsordnung bei lebhaften Zurüfen und zeitweiliger gro¬ßer Unruhe im Hause. — Auch Abg . von Au (Wirtsch, - u .Bauernp .) ist gegen eine Beschneidung der Rechte der Oppo¬sition.
Abg . Dr. Mattes (D . Vp. ) erklärt , der Grundgedanke desAntrages sei : „Schuster bleib bei deinen Leisten"

, d . h ., der
Badische Landtag soll sich um badische Belange kümmern . Kom¬munisten und Nationalsozialisten könnten frei und offen über
badische Dinge reden . Diese Opposition hätte sich aber heuteein Armutszeugnis ausgestellt, da sie offenbar über badischeFragen nichts zu sagen haben und sich den Agitationsstoff vomReiche her holen müssen .

Abg . Seubert (Ztr . ) verzichtet auf das Schlußwort .Der Antrag wird darauf in Ziffer 1 mit 83 gegen 14 Stim¬men (Kommunisten, Nationalsozialisten , Deutschnationale ,Evang . Volksdienst, Wirtschafts, und Bauernpartei , mit Aus-nähme des Abg . Hermann , der sich der Stimme enthält ) an¬genommen, während Ziffer 2 mit 88 gegen 9 Stimmen (Kom¬munisten und Nationalfozialisten ) bei Stimmenthaltung des
Abg . Schmidk-Bretten (Wirtsch .- u . Bauernp .) Annahme findet.Um halb 2 Uhr wird die Sitzung abgebrochen .

Donnerstag vormittag 9 Uhr beginnt die Beratung derNovelle zum , Beamtengesetz.

LtttS dev Landeshauptstadt
Dentsche Rundfunkübertragung einer Ansprache des Papstes .Die deutschen Rundfunksender werden morgen , Donnerstag ,nachm . 4.30 Uhr die Eröffnung des Senders der Stadt deSVatikans übertragen . Die Feier wird durch eine lateinischeAnsprache des Papstes eröffnet . Anschließend spricht Marconiin italienischer Sprache.
Ringkämpfe im Eolossrumthcatcr. Bei gutem Besuch , unler

lebhafter Anteilnahme des Publikums , finden die Ringkämpfeheute abend 8,80 Uhr ihre Fortsetzung. In Entscheidungs¬kämpfen stehen sich gegenüber Thomson und Küpper sowie Feh«
ringer und Wildmann . Ferner treffen sich im Revanchekampfbis zur Entscheidung St olzenwald und Risch.

Wetterbericht der Badischen Landeswetter .varte , Karlsruye ^von heute morgen : Der Einbruch ozeanischer Luft erfolgte in
unserem Gebiet gestern abend in Begleitung auffrischender
Südwestwinde. In tiefen und mittleren Lagen fetzte davei
Tauwetter mit Regen ein. Wir werden bis auf weiteres rm
Bereiche der milden Westströmung bleiben. — Boraussage :
Veränderlich bei lebhaften Westwinden, tiefe Lagen mild und
zeitweise Regen, Hochfchwarzwald mäßiger Frost und weitere
Schneefälle.

Kaftee Hag für Jedermann . Es gibt in Deutschland heuleMillionen von Menschen , die den coffeinfreien und völlig un¬
schädlichen Bohnenkaffee kennen und schätzen. Und doch weiß
mancher noch nicht , daß Kaffee Hag die allerfeinste Kaffee-
Qualität darstellt, Herz und Nerven schont und niemals Schlaf¬
störungen hervorruft . Selbst Kindern darf man ihn unbedenk¬
lich geben . Aber nicht nur für Kranke und Rekonvaleszenten
ist Kaffee Hag das gegebene und von Ärzten empfohlene Kof-
feegetränk. Auch von gesunden Menschen wird er wegen sei¬
nes hervorragenden und feinen Geschmacks gern getrunken.
Nachdem jetzt der Preis für Kaffee Hag weiter bedeutend er¬
mäßigt worden ist, wird es auch denen möglich sein, ihn zu
kaufen, die es sich bisher aus wirtschaftlichen Gründen ver¬
sagen mußten . Das große Paket kostet heute nur noch
1,62 All , das kleine 81 . /?«/\ Nun also mit Recht : Kaffee Hag
für Jedermann . , -



UtfafftHfu»* . Zu . einem « afsenfund bei
Karlsruhe , über , den der .Karlsruher ..Volksfreund" gestern be-
richtet hatte. - ryekdet. der Pökizeibericht: ,Vou einem chübrenden
Mitglied der hiesigen R .S :D .A.P . erhielt am . Dienstag früh
die Polizei die Mitteilung , dah . sich beim Karlsruher Weg an
der Stratze Mühlburg —Reurcut ein Waffenloser befinde. Die
hierauf sofort vorgenömmene. Nachschau ergab die Richtigkeit
dieser Mitteilung . Unweit des Weges lagen , auf freiem Felde
völlig unverdeckt ein schweres Maschinengewehr, ein leichtes
Maschinengewehr, 7 Maschinengewehrkästen. 10 zum Leit aus¬
ländische Gewehre. 3 « eitengewehre und etwa ISO«) Patronen ;
von denen ein kleiner Teil gegurtet war . Die Waffen und
die Munition befanden sich in gutem, gebrauchsfertigem Zu¬
stand und waren zum Schutz , gegen Rost gut eingesettet. Nach
der Lage des Fundortes und des Zustandes der Waffen ist es
ausgeschlossen , daß- die Waffen längere Zeit hier gelagert hat¬
ten ; es äst vielmehr anzunehmen , dah sie in der gleichen Nacht
erst an den Fundort gebracht worden waren . Uber die Her¬
kunft und die bisherigen Besitzer der Waffen hat die Polizei
sofort eingehende Nachforschungen eingeleitet, deren Ergebnis
abgewartet werden muh.

irrere DaMM aus Baden
Zusammenstoß zwischen Nationalsozialisten und Polizei

in Mannheim
bld . Mannheim . 11 . Febr . (Tel . ) Anlätzlich des Eintreffens

des nationalsozialistischen Reichstagsabgeordneten Lenz ver¬

sammelten sichinder -Nacht aus Mittwoch - gegen 12.30 Uhrim Ha«tztbahn.hof Mannheim etwa ISO Angehorige der Ra .
tlvnalfozraltstrschen Partrr . -Als diesem - -nach - Verlagen -des
Bahnhofs lärmend, über den Bahnhofplatz zogen , muhte die
Peiizer emschreiten, wobei «in- Teil ' der Nationalsozialistengegen diese tätlich vorging. -Die Polizei mutzte daher von
ihren « nmmiknüppeln und ihren Seitengewehren -Gebrauch
machen , «sechs Personen wurden festgeuominen. -Einer der
Haupttater , -ein 36 Jahre alter Kaufmann (Stadtverordneter )muhte mit einer Kopfwunde in das Krankenhaus eingeliefertwerden. Ansammlungen der .Nationalsozialisten am Bahn »
hospiatz und in den verschiedenen Strahen wurden zerstreut .

Auflösung einer nationalsozialistischen Versammlung
in Freiburg

WTB . Frriburg , 10. Febr . Die vom NationalsözialistischdnDentfchrn Studentenbund für heute abend in den Paulus¬
saal einberufene Protestversammlung wurde '

nach kurzenWorten des Vertreters der Heidelberger Studentenschaft ,Blrdow, der auf die Zustände in Heidelberg und auf das Ver¬
halten Prof . Gumbels einging, von der Polizei aufgelost. Die
Versammlung widersctzte sich der Auflösung durch Pfuirufe .Einem starken Polizeiaufgebot gelang es jedoch, den Saal zuräumen . Die Nationalsozialisten zogen darauf unter Ab¬
singen von Hakenkreuzliedern und Heilrufen auf Hitler ab
und zogen in geschlossenent Demonstrationszuge durch die
Kaiserstrahe . Den Anlah zur Auslösung gaben verschiedene
Redewendungen des Heidelberger Studenten Bledow.

DZ . Heidelberg, 10. Febr . Seinen Verletzungen « lege, , istdet .- ww gemeldet, am Freitag bei« Rodeln auf d«m"Kömg-
stuhl verunglückte Georg Bttsch aus der Unteren Ntckärstrahii'
Bistch hatte ' eine Rierenzerrerhung erlitten .

DZ . Kehl. 10. Sehr . In den letzten Tagen ist ein starkerRücktransport »on ausländischen Arbeitern »ns Frankreich zubeobachten , der darin begründet ist, dah die französischen B«.
Horden d,e ablaufenüen Aufenthaltsgenehmigungen zu ArbeitS-
zwecken nicht mehr verlängern , um der auch in Frankreich im-mer stärker austretenden Arbeitslosigkeit schon jetzt entgegen-
zütreten . Am Samstag passierten etwa 70 Polen die hiesig«
Grenzstation , um. mit Gutscheinen vom polnischen Konsulatversehen, die Heimreise anzutreten .

DZ . Freiburg i. Br ., 10. Febr . Einen üblen Ausgang nahmeine Zecherez , an der . vier « «gehörige der hiesigen Polizei aneinem dienstfreien Tage am 7. Januar beteiligt waren . Inangetrunkener Stimmung sielen sie in der Nähe des Haupt -
bahnhofes über einen Buchdrucker her und mißhandelten die-
sen schwer . Als der eine , Rottenmeister Welz , von den Poli -
zeibeamten am Bahnhof festgenommen war , versuchte ihn sein
Kollege , der Rottenmeister Otteny . mit Gewalt wieder zu be-
freien . — Nach einer den ganzen Tag währenden Verhand-
lung verkündete das Gericht folgendes Urteil : RottenmeisterWelz wird zu sechs Monaten Gefängnis und 20 M Geld-
strafe . Rottenmeister Otteny zu vier Monaten Gefängnis und20 Ml Geldstrafe , Wachtmeister Stein zu S M Geldstrafeund Oberwachtmeister Bernauer zu 25 M Geldstrafe ver¬urteilt .

StaatSanzeigev
LandrSbestimmungen

über die
Forderung des Wohnungsbaues .

Für die Förderung des Wohnungsbaues aus den Mitteln
der Gebäüdesondersteuer und den Rückflüssen der früher aus
solchen Mitteln gewährten Baudarlehen werden auf Grund
des K 12 des Gebäudesondersteuergesetzesund der Reichsgrund¬
sätze für den Kleinwohnungsbau vom 10. Januar 1931 (Reichs-
gejetzblatt I S . 9) folgende Bestimmungen getroffen :

I . Allgemeine Bestimmungen.
1 . Die Mittel sind zum Bau von Kleinwohnungen und zur

Erhaltung von Altwohnnngen dieser Art zu verwenden durch
Gewährung von Baudarlehen und Zinszuschüffen sowie zur
Deckung der Ansfälle bei Bürgschaften.

2. Das Land gewährt aus seinen Mitteln zur Förderung des
Wohnungsbaues , abgesehen von den Arbeitgebervarlehen und
den Zinszuschüssen für Beamtenwohnungen , keine unmittel¬
baren Darlehen oder Zuschüsse an die einzelnen Bauherren ;
es gibt seine Mittel als Darlehen oder als Zuschüsse an die
Wohnungsverbände und verbandsfreien Gemeinden mit der
Verpflichtung, daraus den Wohnungsbau nach diesen Bestim¬
mungen zu fördern .

3 . Die Wohnfläche der Wohnungen soll 32 bts 45 qm be¬
tragen und bei Wohnungen , die für Familien mit Kindern be¬
stimmt sind , 60 qm nicht überschreiten. Eine mätzige Erhöhung
der Wohnfläche kann ausnahmsweise zugelassen werden, insbe¬
sondere für Einfamitienhäuier , wenn vie Zahl der Kinder oder
zwingende Gründe es nötig machen . Sie kann ferner zngelassen
werden, wenn eigene Mittel für die erforderlichen Mehrkosten
zur Verfügung stehen . Höhere öffentliche Drittel dürfen hier¬
bei nicht in Anspruch genommen werden.

Als Wohnfläche gilt die gesamte Grundfläche der abgeschlos¬
senen Wohnung abzüglich der Wandstärke. Bei der Berechnung
der Wohnfläche ist die Grundfläche des Treppenhauses stets ab-
zuziehe» . Beim Einfamilienhaus ist die Grundfläche der Treppe
auch dann abzuziehen, wenn die Treppe in der Küche oder
einem Zimmer eingebaut ist ; ein der Treppe und anderen
Räumen gemeinsamer Vorplatz im Einfamilienhaus wird nicht
abgezogen. Ausgebaute bewohnbare Dachgeschoßräume sind
den Wohnungen , zu denen sie gehören, zuzurechnen.

4. Der Flachbau ist überall dort zu wählen , wo die örtlichen
Verhältnisse nicht unbedingt den Bau von Gebäuden mit grö¬
ßerer Geschoßzahl erfordern . Reihenhausbau ist zu bevor-
zugen.

Wohngebäude mit mehr als drei Vollgeschossen sind nur da
zulässig, wo es zur Ausfüllung von Baulücken oder aus son¬
stigen zwingenden Gründen notwendig ist.

Als Flachbauten gelten Häuser mit selbständigen Wohnungen
in einem oder zwei Geschossen ; es ist zulässig, dah auherdem
einzelne Zubehörräume zu diesen Wohnungen im Dachgeschoß
untergebracht sind . Häuser init zwei Vollgeschossen und einem
als selbständige Wohnung ausgebauten Dachgeschoß gelten als
dreigeschossige Bauten .

5. Flachbauten mit Gartenland verdienen besondere Förde¬
rung . Der Garten soll eine ausreichende Grütze haben und
unmittelbar beim Hause oder in dessen Nähe liegen.

Wohnungsbauten , die als Reichsheimstätten vergebet! werden»
sind besonders zu berücksichtigen .

6. Bei der Auswahl des Baugeländes ist auf die Verkehrs -
Verhältnisse und auf die Lage des Bauplatzes zu den öffent-
lichen Einrichtungen und Anstalten Rücksicht zu nehmen . Für
den Bau von Wohnhäusern in einer Gegend, für welche ein
Bebauungsplan nicht vorliegt , oder für welche die Art der
Stratzenanlage und die Art der Bauten nicht seftsteht („wildes
Banen " ) , sollen Baudarlehen nicht gegeben werden.

Die Kosten für den Bauplatz, die Aufschliehung und die An¬
liegerleistungen sollen 10 bis 12 v . H . der Gesamtherstellungs¬
kosten nicht überschreiten; die Gemeinden (Gemeindeverbände )
dürfen jedoch für Aufschliehungund Anliegerleistungen lediglich
die Selbstkosten berechnen. Die Strahen innerhalb der Bau¬
gruppen sollen , soweit nicht Wohnwege genügen ; als Wohn-
stratzen mit einfacher Befestigung ausgebaut werden.

In grohen Städten sind , soweit möglich , die Wohnungen zu
geschlossenen Anlagen nach einheitlichen Typen zusammenzu -
sassen . Dabei ist Vorsorge zu treffen , dah der Baublock in ein¬
zelne, selbständig verwertbare Grundstücke aufgeteilt werden
kann.

7 . Die Bauten sollen in bezug aus Gröhe , Anordnung , Raum¬
zahl und Raumhöhe die notwendigsten Anforderungen nicht
überschreiten und sollen den Grundsätzen einer gesunden und
lvürdigen Baukunst entsprechen. Auf gute Belichtung und Be¬
sonnung der Wohn- und Schlafräume ist zu achten. Leistungs¬
fähige Architekten sollen bei Planung und Ausführung beige«
zogen werden.

8. Die Ausstattung soll wirtschaftliche und einfache Führung
des Haushalts erleichtern, muh aber jeden überflüssigen Auf¬
wand vermeiden. Die Anlage von zentralen Gemeinschaftsein¬
richtungen (Heizung, Warmwasserbereitung , Bad , Waschküche)
ist nur zulässig, wenn die Lasten der Mieter dadurch nicht höher
werden Zur Senkung der Baukosten und der Miete wird in
der Siegel auf die Einrichtung von Bädern für die einzelnen
Wohnungen zu verzichten sein ; die Gewährung öffentlicher Mit¬
tel darf keinesfalls von der Forderung eines Einzelbadcs in
jeder Wohnung abhängig gemacht werden . Im übrigen sind bei
der Ausstattung die ortsüblichen Einrichtungen und Lebens¬

gewohnheiten zu berücksichtigen . Waschküchen, Keller- und
Bodenräume sind auf das notwendige Matz zu beschränken .

9. Die nach den örtlichen Verhältnissen wirtschaftlichste Bau¬
weise soll gefordert werden: Bevorzugung verdienen Bauvor¬
haben, die nach den vom Ministerium oder den Darlehens¬
gebern aufgestellten Musterplänen erstellt werden. Die Ver¬
wendung normierter Bauteile ist wünschenswert (Normenstelle
für Baden : Landesgewerbeamt in Karlsruhe ) .

10. Bei der Ausschreibung und Vergebung der Bauarbeiten
dürfen auswärtige Unternehmer und Lieferanten , bei den Bau¬
arbeiten auswärtige Arbeiter nicht ausgeschlossen werden.
Ebenso darf die Beteiligung an einem Ausschreiben und die Zu¬
teilung der Arbeiten nicht von der Zugehörigkeit zu einem be¬
stimmten Personenkreis abhängig gemacht werden. Die Ver¬
gebung soll auf Grund von Preisangeboten für die einzelnen
Leistungen erfolgen ; nach Kubikmetern umbauten Raumes dür¬
fen die Arbeiten nur vergeben werden, wenn gleichzeitig zum
Vergleich Preisangebote für die einzelnen Leistungen abgegeben
werden.

Bei gröheren Bauvorhaben empfiehlt es sich, die Verdin¬
gungsordnung für Bauleistungen (V .O .B .) anzuwenden , auf¬
gestellt vom Reichsverdingungsausschuß (Beuth Verlag G . m.
£>. H ., Berlin S 14).

Bei Auswahl aller Baustoffe und Bauteile mutz eine Ver¬
teuerung verhindert werden, erforderlichenfalls durch Verwen¬
dung andersgearteter Baustoffe und Bauteile . Werkstoffe und
andere Waren ausländischen Ursprungs dürfen nicht verwen¬
det werden, wenn sie in geeigneter Beschaffenheit zu an¬
gemessenem Preis aus dem Jnlande bezogen werden können.

11 . Zur Wiederherstellung von Gebäuden, die durch Brand
beschädigt oder zerstört sind , in den bisherigen Zustand , dürfen
Mittel nicht bewilligt werden.

Soll der Aufbau in erheblich erweitertem Umfange erfolgen ,
so kann der Bau soweit gefördert werden, als gegenüber dem
Zustand vor dem Brand neue Wohnungen gewonnen werden .

12. Neubauten , die an Stelle abzubrrchcnder Bauten errich¬
tet werden, sollen nur ausnahmsweise und nur dann gefördert
werden, wenn das alte Gebäude auf Grund sorgfältiger Prü¬
fung als tatsächlich baufällig sich erweist und demnach nicht
mehr länger erhalten werden kann.

13. Altersheime und Ledigenheime, soweit sie zu eigentlichen
Wohnzwecken bestimmt sind , können gefördert werden ; die für
eine. Person bestimmte Wohnfläche einschliehlich aller Neben¬
räume darf das unbedingt notwendige Mah nicht überschreiten.

Wird gleichzeitig mit einer Wohnung als Zubehör ein kleiner
Kaufladen , eine kleine Werkstätte, ein Stall , eine Scheune usw.
erstellt, so können diese Räume bei der Bemessung der Förde¬
rung berücksichtigt werden. Nicht zulässig aber ist es, gewerb¬
liche oder landwirtschaftliche Gebäude zu fördern , wenn nicht
gleichzeitig eine Wohnung erstellt wird.

14. Es dürfen nicht gefördert werden
a) Behelfs - und Notwohnungen,
d) Wohnungen, die Arbeitgeber sich für ihre Arbeiter und

Angestellten errichten (Werkwohnungen) ,
c) Landarbeiterwohnungen , solange hierfür anderweit öffent¬

liche Mittel zur Verfügung stehen .
Behelfswohnungen sind Wohnungen in Neubauten , die nach

der Art ihres technischen Aufbaues voraussichtlich einen Bestand
von weniger als etwa 30 Jahren haben. Notwohnungen sind
Wohnungen in Altbauten , die durch Ausbau oder Umbau vor¬
übergehend zu Wohnzwecken nutzbar gemacht werden und den
baupolizeilichen Bestimmungen nicht in allen Beziehungen ge¬
nügen .

Hiernach sind unter Behelfs- und Notwohnungen nicht zu
verstehen Wohnungen in Bauten aus Holz , Fachwerk oder Er¬
satzbaustoffen, sowie Wohnungen, die durch den Ausbau vor¬
handener Räume oder den Einbau in vorhandenen Häusern
gewonnen werden, beide , wenn sie eine Bestandsdauer von
mindestens 30 Jahren haben und den bestehenden baupolizei¬
lichen Bestimmungen genügen.

Als Werkwohnungen gelten insbesondere solche Wohnungen ,
die von Arbeitgebern aus eigenem Gelände errichtet werden
und in ihrem Eigentum verbleiben.

Nicht als Werkwohnungen gelten Wohnungen solcher ge-
rneinnützigen Bauvereinigungen , die von Arbeitgebern und Ar¬
beitnehmern — möglichst aus verschiedenen Unternehmungen
und unter Hinzuziehung Nichtwerkangehöriger oder der Ge¬
meinde — gebildet werden. Die Unterstützung solcher Bauver¬
einigungen ist jedoch im allgemeinen davon abhängig zu
machen , dah die Werke , denen die Wohnungen nach ihrer Lage
in erster Linie zugute kommen , sich an der Aufbringung der
Baukosten angemessen beteiligen.

Nicht als Werkwohnungen gelten ferner die von Gemeinden
für ihre Angestellten erbauten und in ihrem Besitz bleibenden
Wohnungen , wenn der Mietvertrag in keine rechtliche Abhän¬
gigkeit vom Arbeits- oder Dienstvertrag oder vom Beamtenver¬
hältnis gebracht wird.

15 . Als Bauherren kommen in Betracht Gemeinden , gemein,
nützige Bauvereinigungen und Privatpersonen .

Bauvereinignngen sollen Baudarlehen nur erhalten , wenn
ihr dauernder Bestand und ihre Leistungsfähigkeit gesichert er¬
scheint . Bauvereinigungen , die schon längere Zeit bestehen und
eine gröhere Zahl von Wohnungsbauten errichtet haben, sind
in erster Linie zu berücksichtigen. An Orten , an denen schon
Bauvereinigungen bdstehen , sind neugegründete Vereinigungen ,
im übrigen Vereinigungen mit kleiner Mitgliederzahl , die kein
nennenswertes Vermögen besitzen, in der Regel nicht zu berück¬
sichtigen .

Von privaten Bauherren find Kriegsbeschädigte und Fami¬
lien mit Kindern zu bevorzugen.

16. Ter Bauherr muh mindestens 20 v . H . und bei besonders
förderungswürdigen Bauvorhaben mindestens 10 v . H . der Ge¬

samtherstellungskosten aus eigenen Mitteln aufbringen und
den Besitz dieses Eigengeldes Nachweisen .

Die Finanzierung des Bauvorhabens muh einwandfrei ge-
sichert sein , und es mutz feststehen , dah die Zins - und Tilgungs¬
beträge für die aufzunehmenden fremden Baugelder und die
notwendigen Betriebs - und Jnstandhaltungskosten aus den
einkommenden Mieten und den Leistungen des Bauherrn fürdie von ihm selbst benützte Wohnung gedeckt werden können .Bei Wohnungen , die nach ihrer Lage in erster Reihe Arbei-
tern und Angestellten bestimmter Arbeitgeber zugute kommen ,kann verlangt werden, dah die Arbeitgeber sich an der Auf¬
bringung der Herstellungskosten der Wohnungen angemessen
beteiligen und gegebenenfalls Bürgschaften übernehmen.

Bauherren , welche die Verpflichtung zur Verzinsung und
Tilgung früher gewährter Baudarlehen nicht pünktlich erfüllen ,
dürfen nicht berücksichtigt werden.

17 . Mit öffentlicher Hilfe sind nur Wohnbauten zu fördern,bei denen sich Mieten ergeben, die wirtschaftlich tragbar sind .
In der Regel dürfen die Mieten « 0 v. H. der Friedensmiete
entsprechender Altwohnungen nicht übersteigen und sollen fürdie Kleinwohnungen zwischen 20 und 40 Ml im Monat liegen.
II . Öffentliche Baudarlehen , Zinszuschüffe und Bürgschaften.

A . Allgemeines.
18. Die öffentlichen Mittel sind für Baudarlehen an den

Bauherrn oder für Zinszuschüsse zu verwenden. Der Zins -
zuschuh soll dem Bauherrn einen Ausgleich dafür geben , daher an Stelle des öffentlichen Baudarlehens ganz oder teilweiseein Darlehen von einem Dritten mit höherem Zinssatz auf¬nimmt oder das Geld selbst aufbringt .

Die öffentlichen Baudarlehen und Zinszuschüsse sollen so
bemessen werden , dah eine möglichst grohe Zahl von Wohnun-
gen erstellt wird , und zwar unter Einhaltung der in Ziffer 17
bestimmten Miethöhe.

Die ganze oder teilweise Ablösung der öffentlichen Baudar -
lehen durch Darlehen Dritter mit Zinszuschüssen kann vor-
behalten werden .

8 . Baudarlehen .
19. Baudarlehen sind solchen Bauherren zu gewähren, die sör-

derungswürdige Bauvorhaben erstellen wollen , aber nur die
I . Hypothek und das Eigengeld selbst aufbringen könne » .

Die Baudarlehen werden als wertbeständige Hypotheken¬
darlehen gegeben. Sie sind vorerst mit mindestens 3 v . H . zu
verzinsen und mindestens 2 v . H . unter Zuwachs der ersparten
Zinsen zu tilgen , spätestens aber nach Ablauf von 10 Jahren
nach Schluh des Jahres , in welchem der Baudarlehensbescheiderteilt wurde , zurückzuzahlen Tie allgemeine Festsetzung
höherer Zins - und Tilgungssätze nach Maßgabe der gesetzlichenoder ortsüblichen Mieten und der Zinssätze für langfristige
Kredite bleibt dem Ministerium Vorbehalten .

Die Verzinsungs - und Tilgungspflicht beginnt mit dem
ersten Tage des der Ingebrauchnahme der Wohnungen folgen,
den Kalendermonats .

Die Zins - und Tilgungsraten sollen in der Regel am
1 . April und 1 . Oktober jeden Jahres nachträglich an die vom
Baudarlehensgeber zu bezeichnende Stelle gezahlt werden.

20 . Die Höhe des Baudarlehens ist nach den Umständen des
einzelnen Falles , insbesondere der Leistungsfähigkeitdes Bau¬
herrn , der Gröhe und Beschaffenheit der Wohnungen, der
Dringlichkeit des Wohnungsbedarfs und der Höhe der örtlichen
Baupreise so zu bemessen , dah tragbare Mieten (Ziffer 17 ) er¬
zielt werden . Das Baudarlehen soll jedoch zwei Drittel der
Gesamtherstellungskosten und im Durchschnitt in WohnungS-
verbänden den Betrag von 2400 GM . und in verbandsfreien
Gemeinden den Betrag von 3600 0)M . nicht übersteigen; klei¬
nere , den bescheidensten Anforderungen genügende Wohnun¬
gen sind verhältnismäßig höher mit Baudarlehen zu bedenken
wie gröhere .

Die Wohnungsverbände und verbandsfreien Gemeinden
haben aus den ihnen zum Zweck der Gewährung von Baudar¬
lehen vom Land zur Verfügung gestellten Mitteln mindestens ;
eine den genannten Durchschnittssätzen entsprechende Anzahl
von Wohnungen zu fördern.

21 . In besonders förderungswürdigen Fällen , z . B . bei Woh¬
nungsbauten für kinderreiche Familien , für Schwerkriegs¬
beschädigte und für Kriegerwitwen, kann das allgemeine Bau¬
darlehen durch ein Zusatzdarlehen bis um ein Drittel erhöht
werden . Für beide Darlehen können einheitliche Bedingungen
und nur eine Hypothek bestellt werden . Für das Zusatzdar¬
lehen können aber auch besondere Bedingungen, z. B . frühere
Rückzahlung, höhere Verzinsung und Bestellung einer beson -
deren Hypothek mit Rang vor der Baudarlehenshypothek, ge¬
fordert werden .

Bei Eigenheimen , Genossenschaftswohnungenund gemeinde¬
eigenen Wohnungen für minderbemittelte kinderreiche Fami¬
lien (Familien mit 4 und mehr unversorgten Kindern) und für
minderbemittelte Schwerkriegsbeschädigte (insbesondereKriegs¬
blinde , Lungenkranke und Hirnverletzte) kann das Zusatzdar¬
lehen je nach der Dringlichkeit des Falles noch über ein Drittel
des allgemeinen Baudarlehens erhöht werden ; es darf jedoch
zusammen mit der I . Hypothek und mit dem Baudarlehen nicht
mehr als 90 v . H. der Gesamtherstellungskosten(Ziffer 30) be¬
tragen .

Fallen die Voraussetzungen für ein Zusatzdarlehen später
weg, so kann es mit dreimonatiger Frist zur Rückzahlung ge¬
kündigt oder statt dessen ein höherer Zinssatz verlangt werden.
Dies gilt insbesondere , wenn Kinder, die den Haushalt der El¬
tern teilen , für ihren Lebensunterhalt selbst sorgen können,,
Das Vorliegen der Voraussetzungen ist laufend zu überwachen.

In sehr vielen Fällen wird es sich empfehle,i . statt Zusatz¬
darlehen Zinszuschüffe nach Ziffer 32/33 zu gewähren .



22 . Die Darlehensbewilligung ist von folgenden Bedingungen
abhängig zu machen :

a) Das Baudarleheu darf nur zur Ausführung des im Bau¬
darlehensbescheid bezeichneten Bauvorhabens Verwendung fin¬den.

b) Zu jeder Abweichung von den genehmigten Plänen ist die
Genehmigung der den Baudarlehensbefcheid erteilenden Stelle
«inzuholen.

c) Mit den Bauarbeiten ist unverzüglich nach Erteilung des
Baudarlehensbescheids zu beginnen . Der Bau ist innerhalb
angemessener Frist fertigzustellen und in Gebrauch zu nehmen.d) Den nach Fertigstellung des Baues sich ergebenden un-
gedeckken Aufwand hat der Bauherr selbst zu tragen . Eine
nachträgliche Erhöhung de« « audarlkhenS ist in der Regel ouS -
znfchließen.

e) Ohne Zustimmung der Stelle , die den Baudarlehens¬
bescheid erteilt hat, darf nicht

aa ) das Grundstück einschließlich der darauf errichteten Neu¬bauten zu anderen als den im Baudarlehensbescheid be-
zeichneten Zwecken verwendet,db ) einer anderen als der im Baudarlehensbescheid borge-
sehenen Anzahl von Familien Unterkunft gewährt,cc) eine Vergrößerung der Neubauten oder die Errichtungweiterer Baulichkeiten auf dem Grundstück vorgenommen,dd) das Grmrdstück veräußert werden,

k) der Bauherr ist verpflichtet, das Baugrundstück dauerndin ordnungsgemäßem Zustand zu erhalten .
g) Das Baudarlehen ist durch Aufnahme eines privatenHypothekendarlehens abzulösen, sobald dies nach Lage des

allgemeinen Hypothekenmarktes möglich und der Zinsfuß beivoller Auszahlung nicht höher als 7 v . H. ist.b) Bei Wohnungen, die iiberwiegend mit Baudarlehen her¬gestellt find , soll die Kündigung und die Festsetzung der Mietevon der Zustimmung des Darlehensgebers abhängig gemachtwerden.
i) Das Darlehen ist zur Rückzahlung fällig , wenn eine der

Bedingungen der Darlehensgewährung nicht eingehalten wird,oder wenn im Falle der Veräußerung des Grundstücks der Er¬werber nicht in sämtliche Verpflichtungen eintritt . In diesen
Fällen kann die sofortige Rückzahlung des Baudarlehens nebsteinem angemessenen Zins aus dem zurückzuzahlenden Betragfür die Zeit seit dem Empfang des Baudarlehens verlangtwerden. Die Höhe des Zinses setzt die Stelle fest, die den
Baudarlehensbescheid erteilt hat ; er darf den jeweiligen, um2 v. H . erhöhten Reichsbankdiskontsatznicht übersteigen. Aufdiesen Zins werden die für den zurückzuzahlenden Betrag seit¬her bereits entrichteten Zinsbeträge angerechnet.23. Es bleibt der Stell », die den Baudarlehensbescheid er¬teilt , freigestellt, in den Baudarlehensbescheid weitere Bedin¬
gungen aufzunehmen ; diese Bedingungen dürfen jedoch mit
diesen Bestimmungen nicht in Widerspruch treten . Die Bau¬
darlehensgewährung kann insbesondere von der Einräumungeines Vorkaufsrechts und eines Ankaufs - oder Wiederkaufs¬rechts abhängig gemacht werden.

24 . Durch den Antrag auf Bewilligung eines Baudarlehensunterwerfen sich der Bauherr und seine Ehefrau für den Fallder Bewilligung für sich und ihre Rechtsnachfolger bis zurvollständigen Tilgung des Darlehens diesen Darlehensbestim¬
mungen und den sonstigen im Baudarlehensbescheid auserleg¬ten Bedingungen .

25. Der Baudarlehensempfänger oder sein Rechtsnachfolgerkann sich jederzeit durch freiwillige Rückzahlung des Baudar -
lehens , soweit es nicht schon getilgt ist , von allen übernom¬menen Verpflichtungen befreien . Für die Zinszahlung giltin diesem Falle Ziffer 22 Buchstabe i.

26 . Zur Sicherung des Baudarlehens , der Zinsen und der
Rückzahlungsforderung ist au dem Baugrundstück an bereite¬
ster Stelle , d. h . im Range unmittelbar hinter den zur Zeitder Bewilligung des Baudarlehens eingetragenen Belastungen ,zugunsten des Darlehensgebers eine wertbeständige Siche¬rungshypothek nach Maßgabe des Reichsgesetzes vom 23. Juni1623 (Reichsgesetzblatt I S . 407 ) und der Reichsverordnungdom 17 . April 1924 (Reichsgesetzblatt I S . 418 ) in Höhe des
Goldmarkwertes des Baudarlehens nebst Zinsen bis 10 v . H .u bestellen. Diese Hypothek muß einschließlich der vorgehen-
en und gleichstehenden Hypotheken innerhalb 80 v. H . , bei

besonders förderungswürdigen Bauten innerhalb 90 v . H . der
Gesamtherstellungskosten gesichert sein. Die Hypothek darf
nicht durch vorgehende Lasten in Abt. II des Grundbuchs

wesentlich beeinträchtigt werden . Es ist hierdurch Vorsorge zutreffen , daß die öffentlichen Mittel bis zu ihrer Tilgung der¬art sichergestellt werden, daß auch in den Fällen der Zwangs¬versteigerung und der Zwangsverwaltung ein Ausfall nach
Möglichkeit vermieden wird.27. Im Rang vor dieser Hypothek darf ein« Eigentümer¬grundschuld für die vom Bauherrn aus eigenen Mitteln zurErrichtung des Hauses aufgewendeten Beträge nicht eingetra¬gen werden . Haftet das Baugrundstück für eine Gesamthypo¬
thek, so ist mit Rücksicht auf § 1132 BGB . nötig , daß die Haf¬tung auf einen Teilbetrag beschränkt wird.

Bereinigt sich eine vorgehende oder gleichstehende Hypothek
ganz oder teilweise mit dem Eigentum in einer Person , soist diese Hypochek insoweit löschen zu lassen ; der Anspruchauf Löschung ist durch eine Vormerkung gemäß § 1179 BGB .zu sichern.

Alle aus öffentlichen Mittel » gewährten Baudarlehe » sollen
grundsätzlich unter sich gleichen Rang erhalten .Bei Baugrundstücken der Gemeinden kann von der Bestel¬lung einer Hypothek abgesehen werden.

28 . Anträge auf Gewährung von Baudarlehen sind unter
Benützung des vorgeschriebenen Fragebogens * mit Plänenjeweils in doppelter Fertigung beim Bürgermeister einzurei -
chen . Der Bürgermeister prüft den Antrag in technischer und
wirtschaftlicher Hinsicht und führt sodann die Entschließungder zuständigen Stelle (iu den verbandsfreien Gemeinden
Bürgerausschuß oder Gemeinderat — in den Verbandsgemein¬den Bezirksausschuß des Wohnungsverbands ) herbei. Den
Baudarlehensbescheid erläßt in verbandsfreien Gemeinden der
Bürgermeister , in den übrigen der Vorsitzende des Bezirks-
ausschusies. Im Baudarlehensbescheid sind die Höhe des Bau¬
darlehens und die Bedingungen , unter denen es bewilligt wird,
festzusetzen ; es empfiehlt sich auch, darin anzugeben, welche Be-
lastungen der Baudarlehenshypothek im Rang Vorgehen dür¬
fen.

Gegen die Bescheide in Baudarlehenssachen ist eine förm¬
liche Beschwerde nicht gegeben, da ein Anspruch auf Bewilli¬
gung eines Baudarlehens nicht besteht . Beschwerden über
Verstöße gegen die Baudarlehensbestimmungen entscheidet der
Minister des Innern .

Nach der Zustellung des Baudarlehensbescheids hat der Bau¬
herr die Baudarlehenshypothrk zu bestellen und den Nachweis
hierüber und über die der Hypothek im Range etwa borgehen¬den und gleichstehenden Belastungen durch Vermittlung des
Bürgermeisters der Stelle vorzulegen, die den Baudarlehens ,
bcscheid erteilt hat.

29. Die Auszahlung des Baudarlehens soll in Raten nach
Maßgabe des Baufortschritts erfolgen . Die erste Zahlung istin der Siegel erst nach Bestellung der Hypothek und nach In¬
angriffnahme der Maurerarbeiten zuläffig. Bei Bauten vonGemeinden, sonstigen öffentlichen Körperschaften und gemein¬
nützigen Bauvereinigungen können Zahlungen auch schon vor
Baubeginn geleistet Werder:. Die erste Zahlung soll in der
Regel ein Drittel des Baudarlehensbetrags nicht übersteigen.Das Gleiche gilt für die zweite Zahlung , die in der Regel ge¬leistet werden soll, wenn der Bau Sockelhöhe erreicht hat . Eine
weitere Rate soll in der Regel nach Fertigstellung des Roh -
baues ausbezahlt werden. Ein beschränkter Teilbetragkann bis zur Fertigstellung der äußeren Verputz - und Maler »,arbeiten zurückbehalten werden.

Im Baudarlehensbescheid kann zur Sicherstellung der Bau¬
handwerker bestimmt werden, daß die Auszahlung statt an den
Bauherrn nach seinen Vorschlägen an Bauhandwerker , Ge¬
meinde, Sparkasse, Bank usw . zu erfolgen hat .

30. Rach Fertigstellung des Baues stellt die Behörde, welche
den Baudarlehensbescheid erteilt hat , die Gesamtherstellungs¬
kosten fest, soweit dies zur Regelung des Ranges der Hypo¬
theken nötig ist, und prüft , ob bei der Ausführung des Baues
die '

Bedingungen des Baudarlehensbescheides beachtet sind . Die
Gesamtherstellungskosten umfassen die Grunderwerbskostenoder den kapitalisierten Erbbauzins , die eigentlichen Baukostenurrd die Anliegerleistungen . Es darf nur der für die plan¬
gemäße Ausführung unerläßlich notwendige Aufwand aner¬
kannt werden. Bei Bauten , die wesentlich mit Hilfe des Bau¬
herrn oder seiner Familienangehörigen (Selbsthilfe ) gebautworden sind , ist der hierdurch nachweislich ersparte Betrag den
Gesamtherstellungskosten hinzuzurechnen.* Fragebogen usw. sind bei der Druckerei G . Braun G .m.b.H.in Karlsruhe , Karl -Friedrich-Straße 14, erhältlich.

Die Feststellung der Gesamtherstellungskosten erfolgt auf.Grund einer Schätzung durch den amtlichen Bausachverständi-
gen und unter Berücksichtigung der Errrschätzung zur Gebäude-
Versicherung durch schriftlichen Bescheid. Gegen diesen Bescheidist binnen 2 Wochen nach der Zustellung Beschwerde an denMinister des Innern zuläffig. Mit der Beschwerde ist eine
ordnungsmäßige Endabrechnung nebst Belegen einznrcichenoder nachträglich vorzulegen.

31. Für die Gewährung von Darlehen zur baulichen Erhal¬tung von Altwohnungen oder die Uinwantzlung großer in kleine
Wohnungen gelten die vorstehenden Bestimmungen sinngemäß.Darlehen dürfen im allgemeinen nur für solche Wohnungen
gegeben werden» die auch als Neubauwohnungen gefördert wer¬den könnten. Die Höhe des Darlehens wird ganz vom Einzel¬fall abhängen , aber stets unter den Sätzen nach Ziffer 20 zubleiben haben. Der Zinssatz wird meist etwas höher ange¬setzt werden können; der Tilgungssatz ist stets wesentlich hö¬her anzunehmen , sodaß das Darlehen , je nach der Art der
Instandsetzung , in 4—10 Jahren getilgt ist . Die Sicherheit
für die Rückzahlung wird häufig statt durch eine Hypothek rnanderer Weise , z. B . Bürgschaft, geleistet werden können.

C. Zinszuschüssc .
32 . Die Zinszuschüffe können allein oder neben den öffent¬

lichen Baudarlehen gewährt werden. Die öffentlichen Bau¬
darlehen sollen möglichst weitgehend durch Darlehen Dritter
mit Zinszuschüffen ersetzt werden ; etwa ein Viertel der Woh¬
nungen soll allein mit Zinszuschüffen gefördert werden.

Zinszuschüsse eignen sich besonders für Bauvorhaben , bei
denen die Gewährung von Zusatzdarlehen zulässig ist.Die Ziffer 21 findet sinngemäß Anwendung .

33 . Der Zinszuschutz soll in der Regel in einer Höhe ge¬währt werden, daß die laufende Geldverpflichtung für dar
Darlehen Dritter oder für dieses Darlehen und das gekürzte
öffentliche Baudarlehen die Belastung nicht übersteigt, die bei
Gewährung des im Verband üblichen, unverkürzten öffent¬
lichen Baudarlehens für den Bauherrn entstanden wäre .Der Zinszuschuß soll zunächst nur auf die Dauer von 5 Jah¬ren bewilligt werden, eine Verlängerung auf 10 Jahre kann in
Aussicht gestellt werden. Eine jederzeitige Ermäßigung bei
Sinken des Zinssatzes für I . Hypotheken ist vorzubehalten.

v . Bürgschaften.
34 . Die Aufnahme von Darlehen bei Dritten ist weitgehend

durch Übernahme von Bürgschaften zu fördern .
Zur Deckung der aus der Bürgschaftsübernahme möglicher¬

weise erwachsenden Zahlungsverbindlichkeiten ist ein Bürg¬
schaftssicherungsstock von mindestens ein Fünfzehntel des aufden Bürgen entfallenden Bürgschaftsbetrags bereitzuhalten .

Die Bürgen können zur Verminderung ihrer Ausfälle die
Übernahme einer Ausfallhaftung durch den Staat auf Grund
des tz 5 des Gesetzes über die Förderung des Wohnungsbaues
vom 13. Mai 1930 (GVBl . S . 57) beantragen .

III . Schlußbestimmungen .
35. Die Wohnungsverbände und verbandsfreien Gemeinden

können im Rahmen der vorstehenden Bestimmungen weiter«
Richtlinien über die Förderung des Wohnungsbaues aufstel¬len . Die Richtlinien bedürfen der Genehmigung des Mini¬
sters des Innern .

36. Die Rückflüsse (Rückzahlungder Darlehenssumme im gan¬
zen oder in Teilen , Zins - und Tilgungsbeträge , etwaiger Er¬
satz für Zins - und Mietzuschüsse ) sind, soweit sie nicht durchdie Verwaltungskosten , den Zinsendienst für Anlehen oder
durch Zinszuschüsse aufgebraucht werden, wieder in vollem Um¬
fange zur Förderung des Wohnungsbaues zu verwenden. Sie
müssen einem besonderen Grundstock zugeführt werden, dessen
Verwendung nur nach Maßgabe dieser Bestimmungen zu¬
läffig ist (8 1 Abs . 7 und 8 des Reichsgesetzes über den Geld¬
entwertungsausgleich bei bebauten Grundstücken vom 1 . Junt
1926 in Fassung des Gesetzes vom 22 . März 1930, Reichs¬
gesetzblatt I S . 91 ) .

37. Die vorstehenden Bestimmungen gelten für die Verwen¬
dung aller vom 1 . April 1931 ab für die Förderung des Woh¬
nungsbaues aufkommenden Mittel .

Karlsruhe , den 9. Februar 1631 .
Der Minister des Innern :

Wittemann .

HAG billiger
letzt nur noch RM 1.62 Si5°- RM - .81 ""

Paket
Die Qualität bleibt verändert : die beste
Nach meiner Zulassung beim Amtsgericht u . Land¬
gericht Karlsruhe sowie der Kammer für Handels¬
sachen in Pforzheim habe ich mich in Karlsruhe als

Rechtsanwalt
niedergelassen . K .972
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Telephon 1151
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MATERIAL

Für die Fortführung der
Renchtalbahn von Bad
Peterstal nach Griesbach
find in einem LoS zum
gleichzeitigen Bau an im
Beton - und Eisenbetonbau
erfahrenen Unternehmer
öffentlich zu vergeben : a)
Überführung der Bahn über
die Landstraße bei Profil99 +03,50. Baugrubenaus .
Hub 4Ö0 m\ darunter etwa
200 m * Fels . Stampfbeton700 m *, Sichtflächen 220 m’
samt sonstigen zugehörigenArbeiten ; b) ÜVerführungder Bahn über die Rench
bei Profil 99 +59,35 : Bau¬

grubenaushub 1030 m 8,
darunter etwa 200 m8 Fels,
Stampfbeton 1650 m8,
Eisenbetonfür Gewölbeund
Auflager 60 rn8, Sichtflä¬
chen 510 rn8 samt sonstigen
zugehörigen Arbeiten. Ber-
dingungsunterlagen beim
Neubauamt Oppenau ein-
zusehen ; hier auch Lei-
stungsverzeichniffesamt des.
B . dingungen und Zeich-
nungen , solange Vorrat ,
erhältlich. Abgabenach aus¬
wärts gegen Voreinsendung
von 13 SUt an das Amt
in bar ; keine Briefmarken .
Angebote verschlossen mit
der Aufschrift: „Bahnüber¬
führungen " und postftei
spätestens bis 6. März 1931,vorm. 11 Uhr, zur Eröff¬
nungszeit hierher einzu-
reichen . Zuschlagsfrist' 4
Wochen . Führung über die
Baustelle Dienstags und
Freitags 13 Uhr ab Bahn -
Hof Bad Peterstal , nach
Anmeldung. R .289

RrichSbehn-Nenbanamt
Oppenau .

BekannNnachnng.
91 .283 . Wrrtheim a. M.

In dem Konkurs über das

Vermögen der Holzstoff-
Fabrik Wertheim soll die
Schlußverteilung erfolgen.
Dazu sind rund 1409,—
verfügbar . Zu berücksichti.
gen sind bevorrechtigteFor¬
derungen gem- 8 61, Ziff- 1
Konk^Ordg . im Gesamt»
betrage von 2 746,78 m .
Die übrigen bevorrechtigten
und alle nicht bevorrechtig¬
ten Forderungen fallen aus .
Das Schlußverzeichnis liegt
auf der Geschäftsstelle des
hiesigen Amtsgerichts zur
Einsicht aus . Wertheim
a . M -, den 10 . Februar 1931 .

Der 8 »nknrSver» altrr :
Ja eck , Rechtsanwalt .

Bad . Forstamt Bruchsal
versteigert jeweils vorm.
9 ' /, Uhr im Gasthaus zum
Wolf in Bruchsal aus Do¬
mänenwald Obere Lutz-
bardt am Samstag, den
21. Febr. 1931 etwa 480 fm
Fo-Abschnittr I .—V . Kl., am
Dienstag, den 24 . Febr. 1931
etwa 450 fm Ei -Stanu»h.
I .—V. Kl Auszüge und
nähere Auskunft durch das
Forstamt . R .287

Gemeindrsparkaffe Mankstadt
Bilanz per 31. Dezember 1930

Vermöge « Schulde «
1 . Kaffenbestand . . . . 14105,15 1. Spareinlagen . . . . 275110,152. Guthaben o- d . Girozentr - - 2. AufwertungS -

80206,09und Postscheckamt . . 46 221,45 spareinlagen . . . .
3 . Wechsel . 5 438,98 3. Giro - und Kontokorrent-

89906 ^774. Darlehen auf Hypothek 186 558,40 Einlagen .
5 . Darleben i . lfd. Rechnung 26 754,43 4. Rücklagen

14 707,026 . Darlehen a - Schuldschein 64 661,58 gesehl . Reservefonds .
7 . Aufwertungsforderungen

Fehlbetrag a .d .Aufwertg.
8. Einnahmerückstände . -
9 . Gerätschaften . . . .

46 088,75
7 123,97
6 440,66

1 -

6 . Reingewinn 1930 . . . 4064,41

403 394.37 I
! --

403 394 .37

Berechnung der Rücklage
Die gesetzliche Rücklage hat zu betragen :

8 "/, aus 304 416,92 !Rii Einlagen . . .
Sie beträgt auf Schluß des Jahres 1930

Somit weniger . .

Plankstadt , den 4. Februar 1931 .
Der « orsttzende des BerwaltungsratS -

Helmling .

- 24353,35 SM
= 18 771,43 SM
- - 5 581,92 m

R.28S

Der Geschäftsleiter >
Seitz .

Druck G. Braun , Karlsruhe .


	[Seite 168]
	[Seite 169]
	[Seite 170]
	[Seite 171]

